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Die schweizerische Genossenschaftsbewegung des Jahres 1948 
im Spiegel der Handelsregistereintragungen 


Die Ilandelsregistereintragungen des Jahres 1947 im all- 
gemeinen und die Eintragungen desselben Jahres, die sich 
auf Genossenschaften im Sinne des schweizerischen Obliga- 
tionenrechtes beziehen, im besonderen standen unverkenr- 
bar unter dem Einfluss der am 30. Juni 1947 zu Ende gehen- 
den Frist für die Anpassung an die schon am 1. Juli 1937 in 
Kraft getretenen Bestimmungen des geänderten Obligationen- 
rechts. Aber. wenn auch die Frist, die ursprünglich auf den 
30. Juni 1942 angeselzt gewesen war. infolge des Krieges 
zweimal verlängert wurde, ein erstes Mal auf den 30. Juni 
1944 und ein zweites und endgültiges Mal auf den 30. Juni 
1947, so waren die mit der Anpassung in Zusammenhang 
stehenden Handelsregistereintragungen bei Ablauf der Frist 
doch keineswegs schon so weit gediehen. dass sich unmittel- 
bar nach dem 30. Juni 1947 ein merklicher Rückgang der 
Eintragungen ergeben hätte. Die durch die Anpassung an 
das neue Recht bedingten Eintragungen hielten vielmehr in 
der zweiten Hälfte des Jahres 1947 sozusagen unvermindert 
an. Sie setzten sich auch, und damit kommen wir auf das 
Jahr, das den eigentlichen Gegenstand unserer Betrachtun- 
gen bildet, im Jahre 1948 fort, und zwar so, dass man erst 
etwa von der zweilen Hälfte des Jahres an von einem ge- 
wissen Nachlassen, aber immerhin auch dann noch nicht 
von einem völligen Aufhören sprechen kann. Einen wesent- 
lichen Beitrag an das Andauern der bedeutend gesteigerten 
Eintragungstätigkeit im ersten Halbjahr lieferten die, wie 
aus unserer Aufgliederung nach Arten hervorgeht, ordent- 
lich zahlreichen Darlehenskassen. Auf Grund einer Verein- 
barung des Verbandes schweizerischer Darlehenskassen in 
St. Gallen mit dem Eidgenössischen Justizdepartement wurde 
nämlich, was dem Eidgenössischen Handelsregisteramt an- 
gesichts des starken Andranges an Eintragungsgesuchen nur 
erwünscht sein konnte, für die Darlehenskassen die Eintra- 
gungsfrist auf den 31. Mai 1948 verlängert. Aber auch 
sonst finden sich im ersten und, wie bereits erwähnt, noch 
im zweiten Halbjahr zahlreiche Eintragungen, die, wie aus 
der namentlichen Erwähnung des Zweckes ersichtlich ist, 
als durch das Bedürfnis oder, was für diese verspäteten Ein- 
tragungen zumeist richtiger ausgedrückt sein dürfte, die 
Notwendigkeit der Anpassung an das neue Recht bedingt 
sind. 

In den meisten Fällen stellt die Eintragung ins Handels- 
register eine positive Reaktion dar, d.h. sie bringt die ein- 
tragungspflichtigen Statutenänderungen, die durch die an- 
dersartigen Vorschriften des neuen Rechtes bedingt sind. 
Zahlreich waren daneben aber auch die Eintragungen, die 


dadurch erforderlich wurden, dass Genossenschaften ihrer 
Verpflichtung zur Anpassung an die neuen Bestimmungen 
nicht nachkamen. und da die latsächlichen Anpassungen an 
das Recht auch Ende 19:48 noch nicht abgeschlossen waren, 
ist leicht zu verstehen, dass auch die Auflösungsverfügungen 
von Amtes wegen wegen Nichterfüllung der in Frage stehen- 
den Verpflichtung bis zum Ende des Jahres anhielten. Ein- 
zelne Fälle fanden noch während des Jahres ihre Erledi- 
gung, sei es, dass die Genossenschaften sich auf den deut- 
lichen Wink des Handelsresisterführers hin schliesslich 
doch noch dazu bequemten, sich den Vorschriften des Ge- 
setzes zu fügen. sei es, dass sie die zur endgülligen Strei- 


chung erforderlichen Schritte unternahmen. Im ganzen 
hatte aber das — natürlich in keiner Weise zu beanstan- 
dende — Vorgehen der Handelsreeisterführer doch zur 


Folge, dass die Zahl der als in Liquidation befindlich ein- 
getragenen und trolz des Aufhörens jeglicher ordentlichen 
Tätigkeit bis zur definitiven Streichung im Handelsregister 
verbleibenden Genossenschaften eine ganz wesentliche Er- 
höhung erfuhr. und sich eine merkliche Zunahme der Dis- 
krepanz zwischen der Gesamtzahl der eingetragenen und 
der Gesamtzahl der wirklich tätigen Genossenschaften ergab. 

Weiter zur Erhöhung dieser Differenz trägt die Tatsache 
bei, dass in weit höherem Masse als früher endgültige Strei- 
chungen in Auflösung getretener Genossenschaften nicht 
erfolgen können, weil eine Steuerbehörde Aufschub der 
Löschung bis zur Klärung der Frage, ob die die Streichung 
nachsuchende Genossenschaft ihren sämtlichen Steuerpflich- 
ten nachgekommen sei, verlangt. Obschon ja im allgemeinen 
Genossenschaften, die sich nicht nur als Genossenschaften 
dem Rechte nach oder wegen des Aufzehens in eine andere 
Organisation, sondern wegen tatsächlicher Aufgabe ihrer 
Tätigkeit streichen lassen, kaum über wesentliche Mittel 
verfügen werden, ist es doch zu verstehen, dass die Steuer- 
behörden von dem ihnen zur Verfügung stehenden Rechts- 
mittel Gebrauch machen. 

Wenn so auch die Zahl der in Auflösung stehenden Ge- 
nossenschaften im Laufe des Jahres 1948 zweifelsohne eine 
beträchtliche Erhöhung erfahren hat, so ist doch die Zahl 
der während dieses Jahres tatsächlich gestrichenen Genos- 
senschaften so gross, dass man mit Fug annehmen kann, es 
ständen auch 1948 noch viele Streichungen mit der Anpas- 
sung an das Recht im Zusammenhang. Für die wiederum 
verhältnismässig zahlreichen Streichungen, die wegen frei- 
willigen Verzichtes auf die Rechtsform der Genossenschaft 
erfolgten, ist das ohne weiteres erkennbar. Aber auch wo 


etwa als Grund die freiwillige Auflösung und selbst als das 
Jahr. in dem der Auflösungsbeschluss gefasst wurde, 1918 
angegeben wird. kann nicht in allen Fällen angenommen 
werden. dass die in Frage kommenden Genossenschaften 
erst 1948 auch tatsächlich ihre Tätigkeit einstellten. Es 
wird vielmehr sehr oft so sein, dass die Genossenschaften 
praktisch schon kürzere oder längere Zeit vorher zu bestehen 
aufgehört hatten. dass aber erst die Aufforderung des Han- 
delsregisterführers. sich dem neuen Recht anzupassen. sie 
dazu veranlasste, einen entsprechenden Beschluss zu lassen 
und damit die Grundlage für die Streichung im Handels- 
register zu schaffen. 

Alles in allem erreichen 1948 und — vergleichsweise — 
in den vier unmittelbar voraneehenden Jahren — Eintra- 
gungen und Streichungen folgende Zahlen: 


Eintragungen Streichungen 


Sämtliche Wirkliche Sämtliche Wirkliche 
Jahr Genzssen- Genassenschaften Genassen- Genossen- 

schaften Ohne Bau-und\yohn- schaften schalten 

Alle Alle gendssenscnaften 

1944 343 521 17 ie 103 
1945 393 363 219 168 103 
1946 449 419 250 181 119 
1947 452 415 286 482 st 
1948 332 306 228 367 225 


Man ersieht aus diesen Zahlen. dass im Berichtsjahr. 1918. 
die Zahl der Streichungen. und zwar der Genossenschaften 
überhaupt sowohl als der wirklichen allein. bedeutend klei- 
ner war als im Vorjahr. 1917. dass sie dagegen immer noch 
ganz wesentlich über den als einigermassen normal anzu- 
sehenden Zahlen der Jahre 1944. 1945 und 1946 liest. Und 
da keine natürlichen Gründe dafür sprechen, dass in ver- 
mehrtem Masse Genossenschaften freiwillie oder gezwun- 
senermassen ihre Tätickeit eingestellt hätten. liest es auf 
der Hand anzunehmen. dass die tatsächliche Zunahme der 
Streichungen mit der Notwendiekeit der Anpassung an das 
geänderte Recht im Zusammenhang steht. auch wenn sich 
diese Tatsache nur teilweise aus den für die Streichungen 
angeführten Gründen erkennen lässt. 

Dagegen wird sich nicht bestreiten lassen, dass der Rück- 
sang der Zahl der Neueintragungen nicht wie die beirächt- 
liche Zahl der Streichungen "eleichfalls nur als Buchungs- 
vorgang anzusehen ist. Sondern eine tatsächliche Aenderung 
ne Entwieklungsrichtung zum Ausdruck bringt, Die 
beiden Kolonnen. in denen einmal die Genossenschaften. 
die wir als Pseudogenossenschaften betrachten. und sodann 
neben diesen auch die — in den letzten Jahren sich durch 
eine besondere Produktivität auszeichnenden — Bau- und 
Wohngenossenschaften auseeschallet sind, zeigen, dass sich 
die im Jahre 1948 eingetretene Verminderung in der Zahl 
der Neueintragungen zwar zu einem nesentlichen Teil da- 
durch erklären Jässt, dass etwas weniger Pseudogenossen- 
schaften und in ganz wesentlich kleinerem Umfange Bau- 
und Wohngenossenschaften eingetragen wurden. Indessen 
verbleibt immerhin auch noch ein Rückgang von 58 oder 
ziemlich genau 20 %. wenn nur die wirklichen Genossen- 
schaften ohne Bau- und Wohngenossenschaften in Betracht 
gezogen werden. Es ist somit nicht von der Hand zu weisen. 
dass. auch von den Selbsthilfegründungen auf dem Gebiete 
des Wohnwesens abgesehen, ein Nachlassen des Bedürfnisses 
zur Gründung neuer Genossenschaften festzustellen ist. Das 
ist, da wir nun doch auf so ziemlich allen Gebieten wieder 
zu einer Normalisierung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
gekommen sind, durchaus verständlich, und. wie folgende 
Aufstellung der eingetragenen — wirklichen — Genossen 
schaften zeigt, machte sich dieselbe Erscheinung auch i 
Anschluss an den ersten Weltkrieg bemerkbar: 


Jahr Eintragungen Jahr Eintragungen 
19199 = 425 1946 = 419 
403 1947 415 
319 1948 306 


1., volles Nachkriegsjahr . 
2., volles Nachkriegsjahr Ei 13 
3., volles Nachkriegsjahr - - 2 
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Man wird sogar nicht umhin können. die Parallelität der 
Entwicklung als geradezu auffällig zu bezeichnen. 

Die Gründe, die 1948 und — vergleichsweise — 19417 zur 
Löschung führten. waren im einzelnen: 


Sämtliche Wirkliche 
Streichungsgründe Genossenschaften Genossenschaften 
1947 1938 1947 1948 
Freiwillige Auflösung . . 2.2... 192 184 N. 
Verzicht auf die Eintragung .. . . . 159 82 131 63 
Umwandlung in eine Aktiengesellschaft 62 4 15 6 
Grund ınbekannt . . » 222... 10 20 6 13 
Umwandlung in einen Verein . . 6 12 5 4 
Vereinigung mit oder Umwandlung in 
ein anderes Unternehmen des privaten 
Rechis als Aktiengesellschaft oder 
er 0 14 8 4 2 
Konkurs . . . 5 : 10 B 6 5 
Vereinigung mit einer en, er 
senschalt . . . 8 8 6 8 
Vereinigung mit de Deandiung in 
ein kommunales Gebilde . . . . 8 4 8 3 
Vereinigung mit einer ee 
schaft 5 ® _ 
Vereinigung mit lad Vs andlung. in 
ein Unternehmen von unbekannter 
Rechtsform N 4 3 u 
Vereinigung mit einem Sn Bu: Bi 1 _ 
Verstoss gegen gesetzliche oehrilten 1 1 == 
Summe 482 36T 324 229 


Der Rückgang ist besonders ausgesprochen bei den 
Löschungen wegen Verzichtes auf die Eintragung oder, mil 
andern Worten ausgedrücki, die Anwendung der Rechtsform 
der Genossenschaft und bei den Umwandlungen in Aktien- 
sesellschaften. Ein grosser Teil der aus diesen beiden Grün- 
den erfolsten Streichungen steht unzweifelhaft mit der An- 
passung an das geänderte Obligationenrecht im Zusammen- 
hang. und der Rückgang ist demnach damit zu erklären. 
dass es sich bei den Genossenschaften, die sich 1918 löschen 
liessen, im wesentlichen nur noch um Nachzügler handelt, 
währenddem die grosse Mehrzahl der Genossenschaften, die 
sich in der Weise anpassten, dass sie darauf verzichleten, 
Genossenschaften zu sein. das bereits vor Ablauf der Frist. 
d.h. vor dem 30. Juni 1947 oder doch noch in der zweiten 
Hälfte 1947, taten. Unter den wegen freiwilligen Verzichtes 
gestrichenen Genossenschaften ragen im übrigen. nebenbei 
gesagl, wiederum die Kranken- und Sterbekassen hervor. 
Mit 40 belegen sie annährend die Hälfte der insgesamt auf 
diesen Sera zurückzuführenden 82 Löschungen. Ein schwa- 
ches weileres Viertel entfällt — mit 19 — auf die «son- 
stigen» Genossenschaften. 

Nach Gründungsjahren gliedern sich die 1948 erfolgten 
Neueintragungen und Streichungen folgendermassen: 


Jahre Eintragungen Strelchungen 
Neol—Ieroee. 1 — 
1871—1880 . . . — 1 
1881-1890 . . . ß _ b) 
1891—1900 2 20 
1901—1910 l 32 
1911—1920 1 78 
1921—1935 . . 5 1 30 
1926—1930 . . . 3 _ 48 
1931—1935 . . . £ _ 39 
1936—1940 4 23 
194] 1 7 
1942 1 8 
1943 2 14 
1944 i 14 
1945 1 9 
1946 13 9 
1947 ir? 8 
1948 209 1 
Urea 17 21 

Summe 332 367 


al 


Was die Eintragungen betrifft, so entfällt wiederum die 
überwiegende Mehrzahl auf Gründungen der beiden letzten 
Jahre, 1947 und 1948. Es sind das 286 von insgesamı 332. 
Die Streichungen sind im Verhältnis zu dem aus unserer 
Aufstellung nicht ersichtlichen Bestand am Anfang des 
Jahres verhältnismässig zahlreich hinsichtlich der Grün- 
dungsjahrgänge 1926—1930 und 1941—1948. Von den 48 
Streichungen der 5 Jahre von 1926 bis und mit 1930 sind 
33 «sonstige» Genossenschaften. Unter den 70 der letzten 
8 Jahre (1941--1948) befinden sich 19 Bau- und Wohn- 
genossenschaften, die zum grossen Teil wohl nur gegründet, 
aber nie in Tätigkeit gesetzt wurden, 16 Spezialkonsum- 
genossenschaften, davon 14 kriegswirtschaftlich bedingte 
Mehranbaugenossenschaften, 9 «sonstige» Genossenschaften 
und je 5 Händler-, Handwerker und Industriellen-Einkaufs- 
und -verwerlungsgenossenschaften, wovon bei den ersten 3 
kriegswirtschaftlich bedingt, bei den zweiten ebenfalls 3 
Handwerker-Baugenossenschaften sind. 

Die einzelnen Kantone sind an den 332 Neueintragungen 
und 367 Streichungen folgendermassen beteiligt: 


Kantone Eintragungen Streichungen 

Aargau Be. : 21 17 
Appenzell’ A.-Riı 1 4 
Appenzell T.-Rlı. rer _ - 
Baselland eo © 8 6 
Basel-Stadt ı... . Pre 14 13 
Bern ..0. 0200 Ps 66 47 
Freiburg . . .2 2 os 21 9 
Gent 2.0: 0 5 20 
Glarus ee 1 4 
Graubünden rs 17 18 
Luzern 26 6 
Neuenburg 7 8 
Nidwalden 2 1 
Obwalden 2 5 
St. Gallen 22 16 
Schaffhausen 2 1 
Schwyz 2 5 
Solothurn 16 11 
Tessin 8 4 
Thurgau 4 Ü 
Uri 3 2 
Waadı 25 26 
Wallis 16 15 
Zürich 43 114 
Zug 5 2 4 
Unbestimmi? 7. eErErErEE = & 

Summe 332 367 


Lediglich die Eintragungen von Basel-Stadt und die Strei- 
chungen von Genf und Zürich fallen einigermassen aus dem 
Rahmen heraus. Von den 14 Eintragungen, die auf Basel- 
Stadt entfallen, betreffen 7 Bau- und Wohngenossenschaften 
und 3 Sportplatzgenossenschaften. 13 der 20 Streichungen 
Genfs beziehen sich auf «sonstige» Genossenschaften. Auch 
bei Zürich übersteigt der Anteil der Genossenschaften dieser 
Arı bei weitem die Hälfte, nämlich 70 von insgesamt 114. 
Daneben kommt noch eine gewisse Bedeutung den Kranken- 
und Sterbekassengenossenschaften mit 11 Streichungen zu, 
währenddem sich die restlichen 33 Streichungen dieses Kan- 
tons auf eine grössere Zahl verschiedener Genossenschafts- 
arten verteilen. (Schluss folgt) 
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Nachdem der Fortschritt die Freigeister überzeugt hatte, dass 
die Hölle ein Ammenmürchen sei, richtete er selber eine 
grauenvolle Hölle auf Erden ein und lieferte uns alle an sie 


aus. 
* 


Der Fortschritt gelangt letzten Endes dazu, uns seine Gaben 


wieder zu nehmen. Paul Chaponniere 


Die britische Genossenschaftsbewegung 
in konservativer Beurteilung 


Herr Vyvyan Adams war von 1931—1945 Vertreler der 
Konservativen Partei im britischen Unterhaus. Die poli- 
tische Zentralstelle dieser Partei veröffentlicht aus seiner 
Feder eine detaillierte Studie über die britische Genossen- 
schaftsbewegung. Schon in Nr. 13 des «S.K.V.» haben 
wir auf die in der Broschüre begründete Forderung, die 
genossenschaftliche Rückvergütung von jeder Besteuerung 
freizuhalten, hingewiesen. Wenn es sich beim Inhalt der 
Broschüre wohl in erster Linie unı Ansichten, Beurteilungen, 
Empfehlungen des Verfassers handelt, so erhält die auf- 
schlussreiche Arbeit doch dadurch ihre besondere Bedeu- 
tung, dass diese Stellungnahme in einer offiziell von der 
politischen Zentralstelle der Partei herausgegebenen Publi- 
kation erfolgt. Damit ist nicht die Konservative Partei als 
solche gebunden, aber doch ein Beweis für eine anerkennens- 
werte Aufgeschlossenheit notwendigen Entwicklungen gegen- 
über erbracht, wie wir sie in unserem Land leider noch 
allzuoft vermissen müssen. 

Es dürfte gewiss interessieren, was der konservative Poli- 
tiker feststellt und wie er die genossenschaftliche Arbeit 
sieht. Wir lesen u.a.: 


Fehlen einer zentralen Kontrolle 


«Es verdient festgehalten zu werden, dass in der Genos- 
senschaftsbewegung sehr wenig von einer zentralen Kon- 
trolle zu spüren ist. Nur durch das Studium der verschie- 
denen Glieder dieses neuzeitlichen Organismus können des- 
sen Funktion und Zusammenspiel verstanden werden.» 


Analyse der Mitgliedschaft 


«Es ist festgestellt worden, dass die Anziehungskraft der 
Bewegung sich am stärksten auswirkt bei der gelernten 
Arbeiterschaft. Die ungelernten Arbeiter sind in der Regel 
weniger gul bezahlt, deshalb spielt bei ihnen die Preisfrage 
eine wichtige Rolle. Im Jahre 1932 schrieb H. G. Wells in 
seinem Werke «The Work, Wealth and Happiness of Man- 
kind» (Arbeit, Wohlstand und Glück für jedermann): «Die 
Genossenschaft ist eine reine Arbeiterbewegung. Sogar in 
Grossbrilannien drang sie nie bis zum Nlittelstand hinauf.» 
Diese Feststellung gilt nicht mehr für die heutige Zeit. Die 
einstige Abneigung des sog. Mittelstandes gegenüber den 
Genossenschaften ist im Schwinden begriffen. Wohl gibt es 
in diesen Kreisen noch eifrige Genossenschaftsgesner, aber 
ihre Zahl nimmt ab. Neue, auf wissenschaftlicher Grundlage 
durchgeführte Erhebungen ergeben folgende prozentuale 
Verteilung der regelmässigen Käufer in Genossenschafts- 
läden auf die verschiedenen Bevölkerungsschichten: Klasse B 
oder Mittelstand 12 %, Klasse C oder gelernte Arbeiter 60 %, 
Klasse D oder ungelernte Arbeiter 28 %. Die A-Klasse, deren 
Angehörige wir der Einfachheit halber wirtschaftlich zur 
«Oberschicht» zählen wollen, wurde nicht berücksichtigt, 
da sie prozentual zu wenig vertreten ist, um in Betracht zu 
fallen.» 


Die Vorteile des Genossenschaftsladens 


«In der bereits erwähnten Erhebung wurde den Genossen- 


‚schaftsmitgliedern u.a. die Frage gestellt: «Welches sind 


nach Ihrer Ansicht die wichtigsten Vorteile des Einkaufes 
im Genossenschafisladen?» Die Antworten lauteten in der 
Reihenfolge der ihnen zugewiesenen Wichtigkeit: 


1. die Rückvergütung; 

2. gute und angenehme Bedienung; 

3. grössere Auswahl und bessere Ware; 

4. voller Gegenwert in Ware für das ausgegebene Geld.» 
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Die «Nachteilen des Genossenschaflsladens 

«Eine andere Frage lautete: «Welches sind Ihres Erach- 
tens die hauptsächlichsten Nachteile des Einkaufs im Genos- 
senschaftsladen?» Hierauf äusserten mehr als die Hälfte 
der Befragten keinerlei Aussetzungen. und weniger als einer 
von dreien hatten über irgend etwas zu klagen. 

Wenn man nun weiss, mit wie vielen Schwierigkeiten 
heute das Einkaufen verbunden und wie gross das allse- 
meine Missbehagen der Käuferschaft ist. muss dieses Resul- 
tat als hervorragend günstig bezeichnet werden. Es ist frag- 
lich. ob es manche andere Läden gibt. die so günstig beur- 
teilt werden. Dieser Geschicklichkeit. die Käuferschafi zu- 
friedenzustellen. hat die Genossenschaftsbewegung das stän- 
dige Anwachsen der Mitgliedschaft zu verdanken. Keine der 
nachstehend genannten kritischen Bemerkungen wurde von 
mehr als 4% der Befragten geäussert. Wir zählen die Fra- 
gen auf in der Reihenfolge der auf sie entfallenden Zahlen: 


1. allgemeine Unzufriedenheit mit den Einkaufsverhält- 
nissen. ohne spezielle Bezuenahme auf die Genossen- 
schaften: 

. unzweckmässige Belieferung: 

seringe Qualität einzelner Waren. speziell Kleider; 

Preise: 

. schlechte Bedienung: 

. Laden zu weit von der Wohnung entfernt. 


SIE, 


Hier einige typische Antworten: 


«Ich mag die dort verkauften Zigaretten nicht.» 

«Ich glaube nicht. dass sie das ihnen zukommende Waren- 
kontineent voll erhalten.» 

«Ich bekomme dort nie Senfpulver.» 

«Die Rückvergütung ist. so viel ich weiss, anderwärts 
bedeutend höher.» 


Viele konservative Genossenschaftsmitglieder 


«Allgemein ist die Tendenz festzustellen. dass der Wider- 
stand des Mittelstandes gesenühber den Genossenschaften im 
Abnehmen begriffen ist. Der Grad ist sehr verschieden je 
nach den Ortschaften. und es ist natürlich schwer. hier zu 
verallgemeinern. 

In Blackpool wurde die Frage: «Besteht hier beim Mittel- 
stand irgend eine besondere Abneigung zegen die Genossen- 
schaft?» mit «Nein» beantwortet. In Liverpool gibt es 
unter den Konservativen eine grosse Zahl von Genossen- 
schaftskunden. Im Distrikt Südwest nahm die Entwicklung 
der Genossenschaftsbewegung während des Krieges und 
seither stark zu; der Widerstand ist verschieden von Ort zu 
Ort. In Bradford z.B. gibt es viele konservative Genossen- 
schaftsmitglieder. und in Leeds. wo die Genossenschaft bei 
einer Gesamtbevölkerung von weniger als einer halben Mil- 
lion 140 000 Mitglieder zählt. ist der Verkehr mit ihr fası 
eine Selhstverständlichkeit. Im Gegensatz hierzu wird die 
grosse Nachbargenossenschaft in Sheffield mehr als cine 
Sache der Arbeiterschafi betrachtet. — Der allgemeine 
Widerstand gegen eine politische Kontrolle. die vor 20 Jah- 
ren in Birmingham ernstlich einzuführen versucht wurde, ist 
ein Beweis dafür. dass jetzt dort alle Klassen der Bevölke- 
rung mit der Genossenschaft verkehren.» 


Rückvergütung als Geschäftsunkosten 


Im Jahr 1932 wurde ein Parlamentsausschuss, die sog. 
«Raeburnkommission». eingesetzt mit dem Auftrag, das Ver- 
hältnis der Genossenschaften in Bezug auf die Einkommens- 
steuer einer Prüfung zu unterziehen. Es wurde viel Beweis- 
usammengelragen und im Jahr 1933 ein Bericht 
ausgearbeitet. der ein ausserordentlich klares Dokument 
über eine äusserst komplexe Angelegenheit darstellt. 

In ihrer Vernehmlassung vor der Raeburnkommission yab 
die Einkommensteverbehörde der Meinung Ausdruck, die 


material z 
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Rückvergütung sei eine Preisreduktion, die einem Handels- 
skonto gleichkannme und deshalb vom Empfänger nicht 


versteuert werden müsse. Die Raeburnkommission gab zu, 
dass Kauf und Verkauf eines bestimniten Artikels erst nach 
Auszahlung der Rückvergütung als vollzogen gelten könne. 
Wenn Genossenschaften Produkte ihrer Mitglieder ver- 


kaufen. betrachtet die Kommission die Nachzahlung eines 


Ueberschussanteiles als Bonus auf dem Betrag der von dem 
betreffenden Mitglied gelieferten Ware. Der Faktor Zeit 


spiele hier nur eine nebensächliche Rolle, und der Bonus 


bilde im wesentlichen eine Verbesserung des dem Mitglied 
für seine Ware bezahlten Preises. Aus diesem Grunde bilde 
die Rückvergütung, resp. die Nachzahlung für die betref- 
fende Genossenschaft einen Teil der Geschäftsunkosten, wäh- 
rend sie für den Empfänger entweder eine Preisermässi- 
eung auf den von der Genossenschaft bezogenen Waren 
oder eine Preiserhöhung für an sie verkaufte Waren dar- 
stelle. 

Die zu entscheidende Frage war. ob der aus dem Verkehr 
mit Mitgliedern resultierende Betriebsüberschuss der Genos- 
senschaften der Einkommensteuer zu unterwerfen sei oder 
nicht. Die Idee war umstritten, dass in l’ällen gegenseitigen 
Handelsverkehrs, wie er z.B. in landwirtschaftlichen Genos- 
senschaften üblich ist, ein Mitglied an sich selbst keinen 
Gewinn erzielen könne. Die Raeburnkommission stimmte 
mit der Einkommenssteuerbehörde darin überein, dass von 
den Genossenschaften sowohl im Verkehr mit Mitgliedern 


als mit Nichtmitgliedern ein Handelsgewiun erzielt werde. 


Die Kommission kaın zu folgenden Empfehlungen: 


a) dass Genossenschaften einkommenssteuerpflichtig seien 


sowohl für Gewinne aus dem Verkehr mit Mitgliedern als 
mit Nichtmitgliedern,; Abzüge für Auslagen usw. vor- 
behalten; 


b) dass die Rückvergütung unter die Geschäftsunkosten 


falle. und 


c) dass die gesetzliche Ausnahmebestimmung von Sektion 29 


(4) des Einkommenssteuergesetzes aufzuheben sei. 


Im weitern empfahl die Kommission, dass Anteilschein- 


zinsen auszuzahlen seien ohne Abzug der Einkommens- 
steuer. 


Verhandlungen mit den Genossenschaften verliefen resul- 


tatlos. worauf der Schatzkanzler, M. Chamberlain, eine 


Resolution einbrachte, die den Anträgen der Raeburnkom- 


mission Gesetzeskraft verleihen sollte. 


Das Finanzgesetz vom Jahr 1933 verpflichtet die Genos- 
senschaften, Anteilscheine und Spareinlagen den Mitglie- 
dern voll zu verzinsen, ohne Abzug der Einkommenssteuer 
an der Quelle. Diese Zinsen sind vom Empfänger zu ver- 
steuern. Das gleiche Gesetz regelt auch jetzt noch die Be- 
steuerung der Genossenschaften. 

Zu den Ausgabeposten, die vor der Festsetzung des steuer- 
pflichtigen Betrages vom Ueberschuss abgezogen werden 
dürfen, gehören: 


a) Ausgaben für Erziehungszwecke und festliche Anlässe, 
soweit sie nicht als übertrieben hoch erscheinen; 

b) Beiträge für Männer- und Frauengilden, soweit sie nicht 
politischen Zwecken dienen; 

c) Beiträge an den Genossenschaftsbund, soweit sie durch 
dessen Dienstleistungen (Rechtsberatung usw.) gerecht- 
fertigt sind. 


Im Steuergeseiz vom Jahr 1939, das spezielle Beiträge für 
die Landesverteidigung fesisetzte, waren die Genossenschaf- 
ten nicht namentlich aufgeführt. Die Rückvergütung wird 
demnach unter die Geschäftsunkosten eingereiht. Das selbe 
Geselz verordnete die Besteuerung der UVebergewinne und 
setzle fest, dass diese nach den gleichen Grundsätzen zu 
behandeln seien wie die Einkommenssteuer. Demnach wer- 
den sowohl die Rückvergütungen als die Bonusauszahlungen 
zu den Geschäftsunkosten gerechnet. 2 


Der rapide Vormarsch des Selbstbedienungssystems in Grossbritannien 


Die Selbstbedienung wirkt in England wie eine Erlösung. 
Die Verkaufshandlung verlief ja’auch in den Nachkriegs- 
jahren noch ausserordentlich schleppend. Das Schlange- 
stehen vor den l.äden schuf für diejenigen, die auf schnelle 
Bedienung angewiesen waren und auch aus Geschäftsinter- 
esse darauf hielten, grosse Unannehmlichkeiten, nicht nur 
Zeitverluste, sondern während der kalten Jahreszeit auch 
kalte Füsse usw. Mit einem löifer, der direkt etwas Umwäl- 
zendes an sich hatte, ergriff die britische Konsumgenossen- 
schaftsbewegung die Gelegenheit zu einer ganz wesent- 
lichen Abkürzung dieser Wartezeit; sie verwirklichte in sehr 
vielen Fällen die Idee der Selbstbedienung. 


Hier befand sie sich aber schon von Anfang an vor einem 
neuen, ebenfalls schwer ins Gewicht fallenden Misstand: Es 
fehlte an Material, vor allem an den notwendigen Laden- 
einrichtungen. Unsere Bilder zeigen, dass es an dem nötigen 
Mut zur Einfachheit nicht gemangelt hat. Hier handelt es 
sich in der Hauptsache um eine andere Anordnung der alten 
lLadenmöbel. um die Schaffung einer besonderen Abteilung 
mit Selbstbedienung. während man in einem anderen Teil 
des Ladens offenbar die gewohnte Bedienung noch aufrecht- 
erhält. 

Solche Uinstellungen kann man natürlich sehr schnell 
und ohne wesentliche Kosten vornehmen. Bei der Beschei- 
denheit der Ansprüche der britischen Konsumenten — im 
vorliegenden Fall handelt es sich um eine schottische Ge- 
nossenschaft darf man es gewiss wagen, die Selbstbedie- 
nung auf so einfache Weise zu verwirklichen. 


Was wir hier vor uns haben, sind auch für die Engländer 
nur Ersatzlösungen mit Uebergangscharakter. Die neuesten 
Realisationen der genossenschaftlichen Selbstbedienung 
legen Zeugnis ab von einer grosszügigen Einstellung, von 
dem Willen zur Benützung der modernsten Einrichtungen. 

Die Selbstbedienung macht gewaltige Fortschritte. Schon 
im Oktober letzten Jahres schrieb das schottische Genossen- 
schafıshlatt «Scottish Co-operator»: 


«Die Zeiten nahen schnell. in denen jede Genossen- 
schaft. die von einem modernen, fortschrittlichen Geiste 
erfüllt sein will, Selbsibedienungsläden einführen muss. 
Diese Betriebsweise erlaubt den Konsumenten einen 
direkten Kontakt mit der Ware und vermittelt ihm die 
Freude einer persönlichen Wahl der Artikel. Sie ver- 
meidet das Schlangestchen und vermindert die Vertei- 
lungsspesen. 


Die Konsumgenossenschaften dürfen keine Zeit ver- 
lieren: sie sollen ihre Pläne für die Eröffnung von Selbst- 
bedienungsläden machen: unbestreitbar isı dies die Ver- 
teilungsmethode der Zukunft. Diese Betriebsweise bringt 
Erleichterungen für die Mitglieder und die einzelnen 
Konsumgenossenschaften. wie auch für die Grosseinkaufs- 
gesellschaften; sie erlaubt, dass alles vorher abgepackt 
wird. die Waren in wohlüberlegten, zügigen, glücklich 
geratlenen Packungen präsentiert werden; unsere Waren- 
vermittlung wird mit der Selbstbedienung also erfolg- 
reicher.» 
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Ein Brett vor dem Kopf 


Dr. Georg Egger nimmt in den «Howeg-Nachrichten». 
dem offiziellen Organ der Einkaufsgenossenschaft für das 
Hotel- und Wirtegewerhe. Grenchen. in sehr offener Weise 
gegen Leute Stellung. die für alles, was Genossenschaft 
heisst. nur ein stures Nein haben. Denjenigen mit einer 
klaren, wohlüberlegten Haltung billigt er selbstverständlich 
Anerkennung zu. Was die Ausführungen des Organs der 
Howeg besonders beachtenswert macht, ist die in ihnen zum 
Ausdruck kommende Ueberzeugung. dass der Genossen- 
schaftsgedanke für die Erhaltung und Entwicklung der 
Privatinitiative von elementarer Bedeutung ist. Nicht unin- 
teressant ist auch der Hinweis. dass hinter dem «Nein» eines 
Kleinen auch ein Grosser stecken kann — eine Erscheinung. 
auf die wir schon wiederholt mit allem Nachdruck aufmerk- 
sam gemacht haben. Den erfrischenden Ueberlesungen des 
Howeg-Organs entnehmen wir u.a.: 


«Auf dem Gebiete des gastgewerblichen Einkaufsproblems 
tritt hie und da eine Figur in Erscheinung, die weniger er- 
freulich wirkt. Nicht etwa deshalb. weil sie einer oppositio- 
nellen Seite angehört. sondern nur aus dem Grunde, weil sie 
ein Breit vor dem Kopfe hat, weil ihre Argumentationen 
allzu primitiv und grobhölzig sind, weil sie in einer sturen 
Voreingenommenheit auftritt, die eine sachliche Diskussion 
überhaupt fast nicht möglich macht. Ich meine den Mann, 
der da aufsteht und möglichst laut und plump erklärt: «Ich 
bin überhaupt gegen jede Genossenschaft. Ich bin ein freier 
Schweizer und ich will von all dem Genossenschaftswesen 
überhaupt nichts wissen !» 

Wenn ein Kaufmann eine Unternehmung eröffnen will. 
hiezu aher kein Geld besitzt. dann sucht er einen Kom- 
vaenon. Dann entsteht eine Kollekliv- oder eine Komman- 
ditgesellschaft. Wenn selbständige kaufmännische Kräfte 
ein noch grösseres Unternehmen gründen wollen, dann 
suchen sie Anteilhaber und Finanzleute: es entsteht eine 
Aktiengesellschaft. Wenn Menschen einen Zweck — wirt- 
schaftlich. kulturell. sozial. politisch — verfolgen wollen, 
den der Einzelne. weil er hiezu zu schwach ist. nicht lösen 
kann. dann entsteht ein Verein. ein Verband. eine Partei. 
Neben der Einzelperson steht also die Gruppe, der Zusam- 
menschluss. Je erösser die Initiative des einzelnen, desto 
stärker der Zug zur Ausweitung, getragen durch Kräfte der 
Zusammenarbeit. Die Kollektivität ist die notwendige Er- 
sänzung des Einzelwillens. der sich ohne sie als allzu 
hegrenzt erweisen würde. 

Eine gesetzliche Form dieser Kollektivität ist auch die 
Genossenschaft. die sich zur Erfüllung bestimmter Aufgaben 
einer grossen und freigehaltenen Gruppe Gleichgesinnter 
ganz besonders gut eignet. Es ist eine demokratische Gesell- 
schaftsform. in der das einzelne Mitglied den Ton angibt. 


«Wer .gegen die Genossenschaft‘ ist, verrät seine staats- 
bürgerliche Unwissenheit.» 


Er verrät aber auch, dass er die gestellten Aufgaben nicht 
sieht oder sie — wenn er intelligent genug wäre, um sie 
sehen zu können — geflissentlich übersehen will. Entweder 
ist ein solcher sturer Neinsager also dumm oder hinter- 
listie. Denn daran, dass es Aufgaben gibt — immer und 
immer wieder —. die der einzelne nicht lösen kann, sondern 
die seinen Anschluss an «vereinte Kräfte» erheischen, gibt 
es ja keinen Zweifel. ER i 

Solche sture Neinsager, die nicht sehen und hören wollen, 
und die sich darin noch wichtig vorkommen, wird es immer 
geben. Sie sind keine erfreulichen, sondern belastende, weil 
zeitraubende und entwicklungshemmende Erscheinungen, Sie 
leisten nichts. sie schaden nur. Es steckt nichts hinter ihnen. 


as ’e hr je 
Sie sind einfach gegen elwas. und wenn man sie genau und 


hiwollend fragt: Warum? dann versagen sie kläglich. 
wo v aa 
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Als Einzelfieuren sind diese Kraftmeier nicht gefährlich. 
Auch in Kreisen. wo solche Polterer noch etwa Boden be- 
sitzen und noch hie und da beklatscht werden und einige 
«Bravo»-Zurufe erhalten, werden sie auf die Dauer nicht 
ernst genommen. 


Die genossenschafts- und auch verbandsfeindliche Welle, 
die in unserem Lande zu beobachten ist, ist leider eine 
Gefahr für manche wertvolle private Initiative, 


die nolwendigerweise der Stützung durch gleichgesinnte 
Kräfte bedarf. Sie schadet unserem Lande. Der Neinsager 
ist sich seiner Schädlichkeit nicht bewusst. Wer ihn aber 
deckt. verrät seine eigene Unfähigkeit, dem Lande zu dienen, 
Hie und da drängt sich die Feststellung auf, dass sich grosse 
Organisationen des kleinen Neinsagers bedienen, um eine 
Entwicklung zu hemmen. Je grösser eine solche Organi- 
sation. desto verwerflicher diese Taktik. Der Grosse darf 
nur der Wahrheit dienen, wenn er nicht gestürzt werden 
will.» 


Erfolgreiche Arbeit und Expansion der USEGO 


Im Gegensatz zu den «Notschreien», die in der Presse 
um den Gewerbeverband immer wieder im Blick auf die 
Entwicklung in der Warenvermittlung erhoben werden, steht 
die von Jahr zu Jahr fortgesetzte erfolgreiche Entwicklung 
der USEGO, der jetzt 1100 Detaillisten angeschlossen sind. 
Überall im Lande herum errichtet die USEGO «Stützpunkte 
für den selbständigen Mittelstand» und dokumentiert so eine 
sehr grosse Initiative beim Ausbau ihrer leistungsfähigen 
Organisation. Dass dies alles möglich ist Irotz der Kon- 
kurrenz der Konsumgenossenschaften, die mit Vorliebe als. 
die schwarzen Schafe gekennzeichnet werden, zeigt, dass die 
freie Konkurrenz auch heute noch den kleinen Detaillisten 
und seinen Organisation manche Chance lässt. 


Der Betriebsüberschuss der USEGO für das Jahr 1948 beträgt ein- 
schliesslich des Vortrags total 519000 Franken (475000 Fr.). Die 
Verwaltung beantragt der Generalversammlung. diesen Ueberschuss 
u.a. wie folgt zu verwenden: Abschreibung auf Immobilien 150 000 
Franken. auf Mobilien und Maschinen 177000 Fr.. Zuweisung an die 
Reserve 150.000 Fr. und Zuweisung an die Gotthold Brandenberger- 
Stiftung 30000 Fr. Diese Stiftung bezweckt die freiwillige Unter- 
stützung von USEGO-Mitgliedern und deren Witwen und Waisen, die 
unverschuldet in eine finanzielle Notlage geraten sind. 

In der Bilanz stehen die Immobilien mit 3,8 Millionen Franken 
zu Buch, während der Brandversicherungswert 4,9 Millionen beträgt. 
Der grosse Maschinenvark ist auf einen Franken abgeschrieben, wäh- 
rend die Waren mit 13,3 Millionen Franken zu Buch stehen. Auf 
Wertschriften und Bankguthaben entfallen 1,8 Millionen Franken, 
und unter Debitoren. die vor allem aus Guthaben bei Mitgliedern be- 
stehen, figurieren 23,4 Millionen Franken, Dazu hält der Jahres- 
bericht der USEGO fest, dass einzelne Mitglieder der Versuchung nie 
widerstehen können, durch das einfache Mittel der Verlangsamung 
ihrer Zahlungsweise Gelder und Kredit zu beanspruchen. Diese Mit- 
elieder vergessen, dass die Aufgabe einer Finkaufsgesellschaft in der 
vorteilhaften Warenbeschaffung und -verteilung liegt und sich nicht 
auch noch auf das Gebiet der Finanzierung einzelner Geschäfte aus- 
dehnen kann. Mithilfe ist nicht gleichbedeutend wie Geldvorschuss. 
Die Ursachen von solchen Zielüberschreitungen bleiben in den mei- 
sten Fällen die gleichen: unvorsichtige Einkäufe, falsche Einteilung 
des Lagers, mangelhafte Uebersicht über die Unkosten und privaten 
Ausgaben, unüberlegtes Kreditieren, ungesunde Vergrösserungspläne 
und leider sehr oft, infolge ungenügender beruflicher Vorbereitung, 
Annahme von allzu schweren Uebernahme- und Gründungsbedin- 
gungen, 

«Erfreulich ist» — so heisst es weiter im ‚Lebensmittelhandel” — 
«dass sich die USEGO im hevorstehenden Konkurrenzkampf nicht nur 
auf ein Malten des Bestehenden beschränkt, sondern sich, erfüllt vom 
Unternehmergeist, an einen weitern Ausbau ihrer Organisation heran- 
macht und überall im Lande herun wichtige Stützpunkte für den 
selbständigen Mittelstand errichtet. Gegenwärtig ist ein neues l.ager- 
haus in Landquart im Bau, an welchem der erste Spatenstich am 
9. September 1948 ausgeführt worden ist. Die Arbeiten konnten so 
gut vorwärts getrieben werden, dass dieses Lagerhaus bereits im Früh- 
sommer dem Betrieb übergehen werden kann.» 


Eine Tagung für demokratische Wirtschaft 
in den USA 


Kürzlich beherbergte Washington die von der Genossen- 
schaftsunion, der «Cooperative League, USA», einberufene 
«Economie Action Conference», eine Tagung führender 
Männer aus den Landes- und Regional-Organisationen der 
Farmer, der Gewerkschaften und der Genossenschaften. Wie 
dem ausgegebenen Programm zu entnehmen ist, bestand 
das Ziel der Konferenz darin, eine gemeinsame Grundlage 
für vermehrte Produktion und Erhaltung der wirtschaft- 
lichen Freiheit zu suchen. Es handelte sich also um die 
Erörterung eines Wirtschaftsprogramms, in welchem dem 
Aufbau und der Festigung einer von monopolistischen Bin- 
dungen freien Wirtschaft besondere Beachtung geschenkt 
wird. 

Die Konferenz hat zweifellos die Aufmerksamkeit breiter 
Bevölkerungskreise auf sich zu lenken vermocht. Präsident 
Truman beehrte sie mit einer persönlichen Botschaft. «Es 
ist bezeichnend», sagte er darin, «dass diese Tagung durch 
Genossenschaften zusammengerufen wurde. Ihre Organi- 
sationen haben die Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem 
Gebiet von jeher vertreten und auch gepflegt...» 

Die behandelten Fragen zeugen dafür, dass auch die viel- 
bewunderten Vereinigten Staaten noch vor zahlreichen un- 
gelösten Problemen stehen. Knappheit an elektrischer 
Energie, an Düngemitteln, Stahl und anderen Grundstoffen 
riefen der Kritik, und auch die Nöte der Farmer und Ar- 
beiter verschafften sich Gehör. Dies waren aber sozusagen 
nur die äussern Umstände, die erwähnt wurden, um dem 
tieferliegenden Problem näher zu kommen: Der Ueberwin- 
dung des Mangels durch Beseitigung der allgewaltigen pri- 
vaten NMonopole. 

Die Vertreter der Farmer, Gewerkschaften und Konsumen- 
ten waren sich in bezug auf das Vorgehen in diesem Punkte 
einig: Kooperation! Ideelle und praktische Zusammenarbeit 
auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiete, um der Macht 
der Monopole die Stirne zu bieten. Am Kongress selbst 
wurde auf eine ganze Reihe von Möglichkeiten hingewiesen, 
wo sich in nicht allzu ferner Zukunft Gelegenheit zur prak- 
tischen Betätigung im Sinne der gemachten Vorschläge und 
Versprechen bieten wird. Erste Voraussetzung sei, so wurde 
aber betont. die gegenseitige Fühlungnahme. Die Arbeiter 
sollten für die Ziele der Farmer und die ländliche Bevölke- 
rung für die Sorgen der Arbeiterschaft interessiert werden. 
Auf solcher Grundlage müsste an praktische Aufgaben 
herangegangen werden. 

Von den zunächst ins Auge gefassten Arbeitsgebieten 
seien erwähnt: Ausbau des Telephondienstes, Förderung des 
Wohnungsbaus, der Produktion von elektrischer Energie so- 
wie der Oel- und Stahlproduktion. 

Unter den zahlreichen Referenten des Kongresses befand 
sich auch Howard A. Cowden, der Sekretär der Internatio- 
nalen Erdölgenossenschaft. Er warb vor allem für den 
freien Zugang zum Petroleum, Im Anschluss an seinen Vor- 
trag forderte die Tagung u.a. die Schaffung einer Inter- 
nationalen Petroleumkommission mit Oberaufsicht über die 
Oelvorkommen im Mittleren Orient. 

Wenn wir uns der Kreise besinnen, die an der Washing- 
toner Konferenz vertreten waren — Gewerkschaften, Far- 
mer- und Konsumentengenossenschaften, darunter einige 
Parlamentsmitglieder -— so dürfen wir erwarten, dass die 
gemachten Anstrengungen zur Zusammenarbeit ihre Früchte 
tragen werden. Kh. 


Wäre jedem das Glück beschieden, das er sich wünscht, so 


würde es noch weit mehr Unglückliche geben. «Das Leben> 


Die Reform der Betriebsführung 


* In «Le Cooperateur suisse» veröffentliche der Volkswirt- 
schafter Georges Lasserre eine Studie über die verschiedenen 
neuzeitlichen Versuche einer Reform des Unternehmertums. 
Aus seinen Schlussfolgerungen halten wir fest: 

Das allgemeine Konsumenteninteresse ist umfassender als 
das Interesse der Arbeiterschaft einer bestimmten Unter- 
nehmung. Abgesehen davon, dass die Verteilung des Betriebs- 
überschusses unter die Konsumenten einem grösseren Inter- 
essentenkreis zugute kommt und eine gerechtere Verteilung 
ermöglicht, besteht die Gefahr, dass das beschränktere In- 
teresse der Arbeiter — Erben des kapitalistischen Unterneh- 
ınens — sie ebenfalls zu antisozialen Massnahmen veran- 
lassen könnte, so namentlich zu Preissteigerungen. Zudem 
besteht die Gefahr, dass die Verallgemeinerung der Formel 
«der Betrieb den Arbeitern» rasch zu schreienden Ungleich- 
heiten im Einkommen der Arbeiterklasse selber führen 
könnte, Das wäre unvergleichlich viel verhängnisvoller als 
die Ungleichheiten der Gewinnerzielung unter den Aktio- 
nären verschiedener Unternehmungen: sie wären ein Verstoss 
gegen die elementarsten Regeln der Gerechtigkeit. 

Gehen wir weiter! Wenn durch die Schwankungen der 
Konjunktur eine Gewinnvermehrung ensteht, ist das nicht 
ein Verdienst der Arbeiterschaft; es ist deshalb logisch, dass 
solche Gewinne durch das Mittel der Rückvergütung den 
Konsumenten zufliessen. Wenn dagegen der erhöhte Gewinn 
eine Folge technischer Verbesserungen der Produktions- 
mittel ist, erscheint es als gerecht, den grösseren Teil der 
Gewinnvermehrung den Arbeitern zu überlassen, die ihn 
ermöglichten. Wir sprechen absichtlich vom «grösseren 
Teil», nicht vom ganzen Gewinn, denn es ist nur gerecht, 
dass die Allgemeinheit von Betriebsverbesserungen profitiert. 

Uebrigens scheinen die Arbeiter wenig Lust zur Ueber- 
nahme der Verantwortlichkeit der Unternehmer zu ver- 
spüren; die Vielfalt der damit verbundenen Probleme finan- 
zieller und handelstechnischer Art entgeht ihnen oder er- 
drückt sie. Wenn sie eine Kontrolle auszuüben wünschen, 
geschieht es hauptsächlich, um zu erfahren, wie gross die 
Gewinne sind und wer sie erhält. Mit Recht hat sich die 
Arbeiterschaft unablässig um die Lüftung des Geheimnisses 
der patronalen Entscheidungen bemüht; sie will über die 
Resultate der Unternehmung auf dem laufenden gehalten 
sein und die Art der Verwendung der Ueberschüsse kennen, 
weniger um einen erösseren Anteil daran begründen zu 
können, als um der sozialen Gerechtigkeit willen. Im wei- 
teren beanspruchen sie ein entscheidendes Mitspracherecht 
bei der Festsetzung der Arbeitsverhältnisse, bei der Organi- 
sation der Arbeit sowie der Beschaffenheit der Arbeitslokale 
— alles Sachen, deren menschliche, technische und psycho- 
logische Bedeutung nicht überschätzt werden kann. Die 
wirtschaftliche Seite des Betriebes dagegen überlassen sie 
willig der Direktion, die für diese Arbeit bezahlt ist. 

Albert Thomas wird der weise Ausspruch zugeschrieben: 


«Man muss den Arbeitern nicht einen Teileinfluss auf 
das ganze Geschehen in einem Betriebe gewähren, sondern 
den ganzen Einfluss auf einen beschränkten, technisch 
isolierbaren Teil.» 


Vielleicht liegt in dieser Formel die ausgeglichenste Lösung 
des Problems. Sie ist auch mühelos vereinbar mit dem den 
Konsumenten in der Verwaltung eingeräumten Uebergewicht. 

Zwischen den grossen Trusts der kapitalistischen und 
denen der sowjetischen Wirtschaftsordnung zeichnet sich 
also eine dritte Betriebsart ab: sie ist bescheideneren Um- 
fangs und sie ist auch menschlicher. Es handelt sich um 
die spezielle Botschaft Furopas an die Männer von morgen, 
Botschaft, in der sich sowohl der Sinn der Einzelperson und 
der kleinen Vereinigungen, der Initiative, der Freiheit und 
der Verantwortlichkeit manifestiert und die auch die genos- 
senschaftliche Botschaft darstellt. 
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Krelskonferenzen 


Frühjahrskonferenz des Kreises VIll 


am 8. Mai in Bühler 


(Korr.) Präsident Jean Geser heisst die zahlreich erschie- 
nenen Delegierten herzlich willkommen. Speziellen Gruss ent- 
bietet er dem Tagesreferenten vom V.S.K.. Herrn Prof. Dr. 
Max Weber. sowie den Herren alt Nationalrat //öppli. Frauen- 
feld, ©. Bichsel vam Lagerhaus Wülflingen. Thuli von der 
Abteilung Buchhaltung des V.S.K.. Frau Mirth, Vertrete- 
rin des Genossenschaftlichen Frauenhundes. Frau Dr. Huber. 
St. Gallen. und Fräulein Mehrli. 

Er weist auf die gespannte wirtschaftliche Lage hin. die 
eine peinliche Ueberwachung der Warenlager erheische. be- 
tont die Schwierigkeiten. Einnahmen und Ausgaben im Hin- 
blick auf die steigenden Unkosten in Einklang zu bringen. 
und rügt die unfaire Art und Weise, mit der die Konkurrenz 
das Zutrauen zu den Selbsthilfegenossenschaften zu unter- 
graben sucht. 

Der Appell ergab die Anwesenheit von 72 Delegierten von 
35 Vereinen. 

Frau Dr. Huber. St. Gallen. verdankt in schlichten Worten 
die verschiedenen Zuwendungen beim Hinschiede unseres un- 
vergesslichen Johannes Huber. skizziert ein lebhaftes Bild von 
seiner Treue zum engern und weitern Genossenschaftswesen 
und die Freude an den erzielten Fortschritten. 


Jahresbericht und -rechnung des V.S.K. Prof. Dr. I. We- 
ber erklärt, dass er auf eine nähere Besprechung von Jahres- 
bericht und -rechnung verzichte, in der Annahme. dass die 
Vereinsvertreter denselben schon studiert hätten oder dazu 
noch Gelegenheit bekonimen werden. Er orientiert die Ver- 
sammlung über die politische und wirtschaftliche Lage. 

Die rückläufigen Umsätze haben bei vielen Vereinen 5 his 
10 © erreicht: es ist unbedingt nötig, die Unkosten mit der 
rückläufigen Bewegung in Einklang zu bringen. Prof. Dr. We- 
ber macht darauf aufmerksam. dass eine Durchleuchtung der 
Vereine nötig sei, damit ungesunde Zustände rechtzeitig aul- 
gedeckt und behoben werden können. Vorbeugen sei immer 
noch besser als heilen mit oft grossen finanziellen Einbussen. 
Er teilt mit. dass im Kreis VIII nur noch 17 Vereine eine 
Umsatzvermehrung erzielt hätten. während neun mil einer 
Verminderung und einem Substanzverlust abgeschlossen hät- 
ten. Der Ueberwachung der Warenlager müsste alle Sorgfalt 
gewidmet werden. 

Die Preispolitik ist in ein ernstes Kampfgebiel geraten; ein 
enger Schulterschluss der Vereine mit dem V.S.K. ist ein 
Mittel zum durchstehen. Wenn bessere Konditionen durch 
Heraustanzen der Vereine, ja sogar Missbrauch des «Bulle- 
tins» vorkommen. so gehen erkämpfte Vorteile wieder ver- 
loren. Die Führung aller Co-op Produkte sollte selbstverständ- 
lich sein und würde zur vollen Ausnützung der Leistungs- 
kapazität unserer Zweckgenossenschaften führen. 

Die Konkurrenz hat von unsern Methoden gelernt und 
wendet sie zu unserem Nachteil an. 


Die Diskussion wird zuerst von Verwalter Blum, St. Gallen- 
Rorschach, benützt. der sich mit der Bezugstreue des Krei- 
ses VIII befasst. ebenso mit dem Ausbau des Filialnetzes der 
Migros in unserer Gegend. Er wehrt sich gegen einen Margen- 
abbau bei den einzelnen Waren und wünscht frühzeitige 
Bekanntgabe von bevorstehenden Abschlägen an den Ein- 
kaufskonferenzen. Schuppli, Bischofszell, verweist auf die 
Substanzverlusie bei grossen Warenlagern. Er betont, dass die 
Bezugstreue im Ku Yin ganz gut. zum Bee Teil sogar 
fnzend <eı, Er kriusient verschiedene Packungen. Er 
SunRlanl, dass auch der V.S. K. ul dl Abfüllung von 
A A Arachidöl sich den Wünschen der Vereine 
anpasse. Züst. St. Gallen. stellt die KEinkaufstreu> der Mit- 
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eliederfrauen in Zweifel. da sie gerne auf «die Reklame der 
Tagespresse hereinfallen. Er wünscht die Vorbereitung von 
Kollektivinseraten hei Abschlägen. Zur Senkung der Un- 
kosten empfiehlt er die Betreuung von mehreren Ver- 
einen durch einen Verwalter. Thommen, Arbon, beanstandet, 
dass die Schuh-Coop hei ihren Sortimenten immer wieder 
Amerikaner Schuhe führe. obwohl sie von den Mitgliedern 
abgelehnt werden. Aeller. Rheineck. setzt sich mit den Un- 
kosten für Löhne. Propaganda und Liegenschaftenunterhalt 
auseinander. Janett. Romanshorn, ist empört über den Miss- 
brauch unseres «Bulletins». nach seiner Ansicht sollte das- 
selbe von Verwaltungsmitgliedern nur auf dem Büro cingesehen 
werden. Weder. Rebstein, stösst sich an der Abstufung des 
Verwaltungsanteiles nach der Lohnsumme bei der AHV in 
Basel. Geser. Romanshorn, weist auf die Bezugsliste unseres 
Kreises im Jahresbericht hin. 

In seiner Replik erteilt Prof. Dr. Weber Auskunfl. so- 
weit er in der Lage ist. Die Kosten der AHV werden nächstes 
Jahr nach einem neuen Schlüssel verteilt werden; die Kosten 
werden bedeutend geringer sein, nachdem alle bürotechni- 
schen Anschaflungen dieses Jahr abgeschrieben worden sind. 
Neue Lohnforderungen dürfen nicht mehr bewilligt werden, 
dagegen sollte bei sich bietender Möglichkeit austretendes 
Personal nicht mehr ersetzt werden. — Wegen der Ameri- 
kaner Schuhe soll die Angelegenheit untersucht werden. — 
Die Bezugstreue im Kreis VIII kann noch nicht abschlies- 
send beurteilt werden. da noch einige Berichte ausstehen, — 
Das Abfüllen von Oel ist in Vorbereitung, konnte mangels 
Flaschenmaterials nicht früher an die Hand genommen wer- 
den. — Für Teigwaren sind neue Packungen in Arbeit; die 
Vereine werden damit zufrieden sein können. 

Die Jahresrechnung wird einstimmig zur Annahme durch 
die Delegiertenversammlung empfohlen. 


Neuwahl des Verwaltungsrates des FY.S.K. Präsident 
Geser teilt mit. dass nach dem angewandten Verrechnungs- 
modus dem Kreis VIll ein zweiter Sitz nicht zufalle, und 
beantragt Verzicht aul den zweiten Sitz. Mächler, Uzwil, 
beantrast Festhalten am zweiten Sitz. Keller, Rheineck. 
möchte ein Sprengungsmanöver vermeiden und beantragt 
Verzicht auf den zweiten Sitz, Naef. Arbon, glaubt, dass wir 
das Heft bei der Neuregelung der Statuten aus der Hand 
gegeben hätten. Dr. Weber klärt die Versammlung über die 
ganze l’rage näher auf. Höppli, Frauenfeld, ist überrascht. 
dass auf den zweiten Sitz verzichtet werden sollte, und glaubt 
bei Portierung eines allgemein bekannten Genossenschafters 
den zweiten Sitz für uns zu erhalten. Metzger, Uzwil, weist 
darauf hin. dass die Schweiz bekanntlich für viele Leute 
in Winterthur aufhöre, die Ostschweiz mit Vorliebe stiel- 
mütterlich behandelt werde. Während der Kreis VIII viele 
mittlere und kleine Vereine mit schönen Bezügen beim 
V.S.K. zähle. so weise der Kreis VII mit dem LV Zürich 
und dem KV Winterthur Vereine auf, die mit ihren Bezügen 
beim V.S.K. den Haupıharst stellen. Auch er wünscht zwei 
Vertreter für unsern Kreis, damit auch die kleinen Vereine 
zu einem Mitspracherecht gelangen. 

Im Prinzip wird beschlossen, auf zwei Vertreler im Ver- 
waltungsrat Anspruch zu erheben; es wird alt Nationalrat 
Höppli mit offenem Handmehr als erster Vertreter be- 
stimmt. 

Präsident Geser verliest hierauf ein Schreiben des KV Uz- 
wil. der seinen Präsidenten als zweiten Vertreter in Vor- 
schlag bringt. Die Allgemeine Konsumgenossenschaft Ror- 
schach empfiehlt die Wahl von Verwalter Willy Blum. 

Die geheime Abstimmung ergibt 52 Stimmen für Herrn 
Blum und 20 Stimmen für Herrn Metzger, und wird somit 
Willy Blum als zweiter Vertreter für unsern Kreis porliert. 


Wahl des Kreisvorstandes. Wegen Ausscheidens aus der 
Verwaltung ihres Vereins liegen die Demission von Präsl- 
dent Geser. Kassier Naef und Aktuar Waldvogel vor. 


Vorerst werden die verbleibenden zwei Mitglieder bestä- 
tigt und auf Antrag die in Austritt kommenden drei Mit- 
glieder für ein Jahr bestätigt; es soll nach gründlicher Vor- 
bereitung an der Frühjahrskonferenz 1950 für sie eine Er- 
satzwahl getroffen werden. 

Als Revisionsort beliebt für ein weiteres Jahr der Lebens- 
mittelverein Romanshorn. 

Jahresbeitrag für die nächsten drei Jahre. Dem bisherigen 
Ansatz von Fr. 5.— Grundtaxe und 10 Rp. per Fr. 1000.— 
Umsatz wird zugestimmt. 

Schenkungen, Festsetzung für die nächsten drei Jahre. Es 
werden folgende Zuwendungen beschlossen: 


Genossenschaftliches Seminar Fr. 500.— 
Kinderheim Nlümlıiswi ls 
Genossenschaftlicher Frauenbund . . . . . » 50.-- 
Balerıschaft. Co-op 7 sr 

Total Fr. 750.— 


Tätigkeitsprogramm des Kreisvorstandes. Die Durchfüh- 
rung des Äurses für Obst und Gemüse für Verwalter, Maga- 
ziner und Verkäuferinnen liegt nun in den Händen von 
Herrn Hungerbühler, der die dezentralisierten Kurse nach 
seiner Abkömmilichkeit organisiert. 

Vom neuen Werbeprospekt des V.S.K. sind beim Kreis- 
vorstand Bestellungen auf 9000 Stück eingegangen. An die 
Kosten von 24 Rp. per Stück übernimmt der V.S.K. 12 Rp., 
die Kreiskasse 6 Rp., und 6 Rp. ist von den beteiligten Ver- 
einen zu lragen. 

Es sind eine Kollektivseite für den Kreis VIII, eine Seite 
für Co-op Artikel und zwei Seiten nach Gutdünken und auf 
Kosten der Vereine vorgesehen. 

Betriebsvergleiche. Herr Thuli von der Abteilung Buch- 
haltung V.S.K. orientiert für den unabkömmlichen Herrn 
Seiler über die bis dato gemachten Erfahrungen in andern 
Kreisen und skizziert ein anschauliches Bild über die ge- 
machten Erfahrungen und Auswertungsmöglichkeiten. Er 
appelliert an die Einsicht der Vereinsverwaltungen, im 
eigenen Interesse den Ausbau oder die Anhandnalıme der 
Betriebsvergleiche zu fördern. Nur durch offene gegensei- 
tige Aufklärung wird es möglich sein. eine rationelle Ver- 
besserung der einzelnen Betriebe zu fördern. 

Verwalter Thommten, Arbon, betont, dass die zu den Ver- 
gleichen notwendigen vertraulichen Fragen und Zahlen 
streng vertraulich behandelt werden müssen. Zur Erleichte- 
rung des Vergleichs gleichgearteter Vereine sollten evıl. die 
Gruppen noch vermehrt werden. Er wünscht, dass im Inter- 
esse der Vereine diese Vergleiche mindestens alle drei Mo- 
nate durchgeführt werden, und dass der Kreisvorstand mit 
der Aufsicht betraut werde. 

Die gemachten Vorschläge werden zum Beschluss erhoben. 

Nächster Konferenzort. Es bewirbt sich hiefür und wird 
gewählt: Konsumverein Rheineck und Umgebung. 

Frau Wirth als Vertreterin des Genossenschaftlichen 
Frauenbundes überbringt die Grüsse desselben und verdankt 
die erneut beschlossene finanzielle Zuwendung. Sie appel- 
liert an die Verwaltungen, der Gründung neuer Frauenver- 
eine alle Aufmerksamkeit zu schenken und die Mitarbeit der 
Frauen in vermehrtem Masse heranzuziehen. 

Herr /anett, Romanshorn, appelliert erneut, der Gründung 
und der Pflege der Studienzirkel alle Aufmerksamkeit zu 
schenken, um die Vertiefung des Genossenschaftsgedankens 
mit allen Kräften zu fördern. 

Schlussprotokoll des Anbauwerkes Hohe Buche. Während 
des Miltagessens verliest der ehemalige Präsident des ge- 
schäftsleitenden Ausschusses das Schlussprotokoll über das 
genossenschaftliche Anbauwerk. das nach fünfjähriger Pacht- 
zeil wieder an seinen Besitzer zurückgeht. Durch gemein- 
same Opfer ist aus Oedland Kulturland von bleibendem 
Werte geschaffen worden, als Wahrzeichen in gefahrdrohen- 
der Kriegszeit. 


Die Bewegung Im Ausland ; 


Dänemark. Von den städtischen Genossenschaften. Wie in unseren 
Städten, so bilden auch in Wänemark die Konsumgenossenschaften 
das Kernstück der Bewegung. Daneben ist dort aber eine Vielgestal- 
tigkeit genossenschaftlicher Institutionen anzutreffen, die unserer 
Bewunderung ruft, 

Das auffallendste Merkmal der neueren Entwicklung ist der Auf- 
schwung der dänischen Baugenossenschaften. 1945 wurde über die 
Hälfte der neuerstellten Wohnungen auf genossenschaftlicher Grund- 
lage gebaut. Seither ist ihr Anteil zwar zurückgegangen, nichtsdeste- 
weniger ist aber die Stellung der Genossenschaften im Wohnungsbau 
ausserordentlich stark gebliehen. Dies ist zweifellos in erster Linie 
der intensiven Zusammenarbeit zu verdanken, welche die dänischen 
Wohn- und Baugenossenschaften, Produktivgenossenschaften, Gewerk- 
schaften und der Verband der städtischen Genossenschaften auf die- 
sem Gebiet pflegen. 

Aus dem Zusammengzehen haben 
schaften und die Produktionshetriebe, durch diese aber die Woh- 
nungskonsumenten zrossen Nutzen zu ziehen vermocht. Bleihende 
Verdienste fielen hiebei den Bestrebungen des «Arbejderbo- zu, 
einer durch die erwähnten Organisationen gebildeten Gemeinschaft 
zur Förderung des sozialen Wohnungshaues. 

Unsere dänischen Freunde haben aber beim genossenschaftlichen 
Bauen nicht halt gemacht. Wiederum in Zusammenarbeit der inter- 
essierten genossenschaftlichen und zewerkschaftlichen Organisationen 
haben sie ihre eigene Produktions- ud Einkaufsgesellschaft für Bau- 
materialien. den «Bolind‘. ins Leben gerufen. Dessen jüngster Toch- 
terbetrieb. die Fabrik für llerstellung des Baustoffes «Durisol», hat 
die Tätigkeit unlängst aufgenommen. 

Wie dieses Beispiel zeigt. trägt die Zusammenarheit verschieden- 


natürlich die Wohngenossen- 


artiger Genossenschaftsorganisationen reiche Früchte. Kh. 
Deutschland. Genossenschaftstagung in Marburg. Das Institut 
für Genossenschaftswesen an der Philips-Universität Marburg hatte 


Vertreter aller Zweige des Genossenschaftswesens zu einer Tagung 
eingeladen, auf der aktuelle Probleme der ländlichen, gewerblichen, 
Konsum- und Baugenossenschaften behandelt wurden. 


Indien. Fortschritte des Genossenschaftswesens. Dieses unermess- 
lich grosse und volkreiche Land bietet der Genossenschaftsbewegung 
noch ein weites Betätigungsfeld. Vorderhand sind allerdings nur 
erste Versuche zu konstatieren. Sie stehen zum Teil in Zusammen- 
hang mit der Bekämpfung des Alkoholismus und betreffen speziell 
die Provinzen von Madras. Es wird dort aus dem Safte gewisser 
Baumarten dureh Gärung ein alkoholisches Getränk hergestellt, dessen 
Genuss im Volke weitverbreitet ist und sich sehr schädlich auswirkt. 
Die Regierung bemüht sich deshalb. die Herstellung einzuschränken. 
wobei aber die Personen arbeitslos werden. die bisher das Anzapfen 
der Bäume besorgten. Man bemüht sich nun. ihnen Beschäftigung zu 
verschaffen in lokalen Organisationen. die sich mit Bauarbeiten, Er- 
stellung von Abfalleruben. mit Strassenreinigung u. del. befassen, zu- 
gleich wird auch für Freizeitbeschäftigung gesorgt. Viele Arbeits- 
kräfte finden auch Verwendung in Genossenschaften, die sieh mit der 
Gewinnung des zuckerhaltigen Saftes einer andern Baumart befassen, 
der zu Rohzucker verarbeitet wird. Es sollen ca. 265 Genossenschaften 
dieser Art bestehen, die insgesamt 28000 Mitglieder umfassen und 
eine Totalproduktion im Wert von rund einer Million Rupien auf- 
weisen. 

In der Nähe grosser Städte werden Molkereigenossenschaften ins 
l.eben gerufen, die sich zu Verbänden zusammenschliessen; die Re- 
zierung gewährt ihnen zinslose Darlehen für den Ankauf von Vieh 
usw. Auch Viehzuchtgenossenschaften sind entstanden sowie diverse 
Handwerkergenossenschaften. Weitere Bestrebungen gehen dahin, hei 
den Frauen den Sparsinn "zu wecken und ihnen Heimarbeit zu ver- 
schaffen. 


Konsumgenossenschaftlicher Frauenbund 


Gründung von weiteren Frauenvereinen 


(Mitg.) Die Konsumvereine Staufen und Seon luden die 
Hausfrauen zu einem Vortrag ein. Frau Bertschi-de Madde- 
lena aus Aarau referierte an beiden Orten über Zweck und 
Ziel eines genossenschaftlichen Frauenvereins. Nach den sehr 
interessanten Ausführungen von Frau Bertschi versprachen 
über 120 Frauen ihre Mitarbeit in einem Frauenverein, so 
dass nunmehr den beiden Neugründungen nichts mehr im 
Wege steht. Zum Abschluss wurden gratis Tee und Süsses 
serviert. 7 


333 


Vom echten Humor 


Prof. Dr. H. Hanselmann schreibt im «SBB-Nachrichten- 
blatt» unter anderem: 


Es gibt Menschen. in deren Umgebung uns in ganz beson- 
derer Weise wohl wird. Sie brauchen nicht schön, nicht reich. 
nicht in erosser Stellung und nicht aus bevorzugtem Stande 
zu sein. Und es ist auch ganz nebensächlich, ob sie weiblich 
oder männlich sind. Was ist es denn, das sie so besonders 
auszeichnet und liebenswürdig macht? Sie haben Humor. 

Die Meinung ist weit verbreitet, der Humor sei eine Gabe 
der Natur, er sei den einen Menschen «in die Wiege gelegt»; 
andern aber habe eine unfreundliche Schicksalsmacht ihn 
vorenthalten. Diese Meinung ist falsch! Humor ist keine blosse 
Begabung durch Vererbung, sondern Humor stanımt aus dem 
Reiche des Geisteslebens und ist eine persönliche Leistung. 

Die einen Menschen erleben alles «grau in Grau»; sie kön- 
nen nie ganz fröhlich werden, weil sich ein Unlustgefühl wie 
ein grauer Schleier über alles Erleben legt. Die Umgangs- 
sprache nennt sie griesgrämig, nie zufrieden; sie mäkeln an 
allem und über alles, finden überall «ein Haar in der Suppe». 
Man meidet solche Jämmerlinge, Schwarzseher und meint, 
dass sie absichtlich Spielverderber seien. Damit tut man ihnen 
freilich schwer unrecht: sie «können nicht anders», denn ihr 
Gefühlsleben ist so angelegt. — Auch ihr gerades Gegenteil. 
die Immerfidelen, die Ueberlustigen können nichts dafür, dass 
sie nichts ganz ernst nehmen. sondern lachend und leicht- 
sinnig über alles Schwere im Leben einfach hinweggehen. Sie 
müssen wegen ihrer Anlage alles «rosa in Rosa» erleben, über 
alles Witzlein und Sprüche machen, «und wenn der ganze 
Schnee verbrennt. die Asche bleibt uns noch». Diese Spass- 
macher und Sprüchereisser sind aber, wenn man nicht im- 
mer mit ihnen zusammenleben muss, meist sehr beliebt. Man 
weiss sofort. dass es im Grunde ein Blödsinn ist, was sie 
sagen, aber lachen machen sie eben doch. Es gibt in jeder 
Kompagnie Soldaten mindestens einen davon; er ist meistens 
weder ein guter Soldat noch ein verlässlicher Kamerad, eben 
weil er weder Dienst noch Leben ernst nehmen kann und sich 
darum immer «drückt», wenn es ernst gilt. 

Mit dem echten Humor aber haben solche Verstimmungen 
nichts zu tun. weder sind die Immerlustigen humorvoll noch 
sind die Immertraurigen humorlos. 


Was also ist denn echter Humor? 


Wir müssen zum bessern Verständnis noch drei Dinge aus- 
scheiden, den Witz. die Ironie und die Satire. Alle drei «geis- 
seln» und machen lächerlich und tun darum zutiefst denen 
weh, welche durch sie betroffen und getroffen werden. Es gibt 
zwar auch den gutgemeinten Witz, aber er muss eben doch 
«sitzen» wie ein Hieb, sonst macht er den Zuschauern und 
Zuhörern keine rechte Freude. Witz, Ironie und Satire ent- 
springen dem besonders gescheiten und raschwendigen Ver- 
stand. der blitzartig eine Schwäche oder einen Irrtum beim 
andern Menschen erfasst und in Wortspielen und völlig un- 
erwarteten Wendungen blosstellt. Fast immer ist die mehr 
oder weniger bewusste Absicht des Witzemachers mit im 
Spiel. andere wegen einer Sache lächerlich zu machen, um 
BE f eeakeit von sich selbst abzulenken, weil der 
her ahnt oder weiss, dass er selbst «im gleichen 
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Spital krank» ist. Etwas von der Kriegslehre «Angriff ist die 
beste Verteidigung» ist fast immer auch dabei. 

Der echte Humor ist etwas ganz anderes als blosse Witzig- 
keit. und er stammt nicht aus dem überklugen Verstande, 
sondern aus dem Herzen. Der Humor will nicht weh lun, 
darum tut er wohl. Auf Grund einer reichen Lebenserfahrung 
und einer tief einsichtigen Menschenkenntnis werden den, 
der durch all dies nicht verbittert worden ist, die letzten und 
grossen Zusammenhänge klar und durchsichtig. Es ist alles 
nicht so wichtig, wie die meisten es meinen und sagen. 
«Nimm es leicht» — «Kommit Zeit, kommt Rat» — «Mor- 
gen ist auch ein Tag» — «Andere können und sind auch 
etwas» — «Es wird nichts so heiss gegesscu, wie es gekocht 
wurde» — «Es ist noch kein Meister vom Himmel gefal- 
len» — «Vor seinem Kammerdiener ist kein König gross» ... 
So liesse sich seitenlang erzählen, was wirkliche Lebensweis- 
heit lehrt. Aber im Unterschied zum Witz klingt im Humor 
ein deutlich vernehmbarer Unterton von Güte, von Gutmei- 
nen mit dem andern mit. Darum wird uns im Umgang mit 
Menschen, die Humor haben, warm und wohl, während der 
Witz uns zumeist sticht und zu innerst frösteln macht. Der 
Humor lächelt über unsere Schwächen und Irrtümer, der Witz 
wiehert vor Lachen. Der Humor lehrt uns, versöhnlich mil 
uns selbst und andern umzugehen; im Witz kann uns die 
Schadenfreude arg verletzen. Darum mögen nicht alle einen 
Witz in jeder Lebenslage «verliide», aber der echte Humor 
ist wie ein stilles Leuchten in der Dunkelheit. 

Humor will erarbeitet sein; der Weg zur inwendigen Hei- 
terkeit führt durch manchen Engpass des Leidens, des 
schmerzlichen Zusichkommens aus der bitteren Erkenntnis 
der eigenen Grenzen des guten Willens und aus der Erfah- 
rung, dass andere «auch bloss Menschen» sind. Ueber den 
Dingen und Menschen kommt nur der zu stehen, der sich 
unter die ewige Liebe gestellt weiss, die höher ist als mensch- 
liche Vernunft. 


Wie beantwortet man Einwände ? 


Natürlich gibt es hiefür kein Schema. Gleichlautende Ein- 
wände dürfen nicht immer mit den gleichen Argumenten 
widerlegt werden, weil man abstellen muss auf die Menta- 
lität des betreffenden Mitgliedes, darauf, wie ein Einwand 
vorgebracht wird, und auch auf die jeweilige Umgebung. 
Eine Verkäuferin wird ihre Aufgabe in solchen Fällen weil 
besser zu lösen in der Lage sein, wenn sie beispielsweise mil 
dem Mitglied gerade allein ist, als wenn noch weitere zehn 
umherstehen und erst noch auf Bedienung warten. Ist ein 
Einwand durchsichtig, d.h. nur angebracht, um den Laden 
ohne Kauf wieder verlassen zu können — wenn also keine 
Kaufabsicht vorliegt — so wird jede Mühe umsonst sein. 
Man kann im Gegenteil das Ungeschickteste tun und mit 
Ueberredungskünsien elwas verkaufen, das der Kunde nicht 
wünscht. Er wird womöglich den Artikel umtauschen oder 
aber das Geschäft künftighin meiden. Ist hingegen ein Ein- 
wand offensichtlich chrlich, dann darf und soll die Ver- 
käuferin alle Kenntnise spielen lassen, ihr Verständnis für 
den Fall aufbringen und zu überzeugen versuchen. Sie kann 
den Beweis erbringen, dass man gerade das hat, was der 
Kunde wünscht, was ihm in bezug auf Farbe und Schnitt, 


auf Qualität und Zweckmässigkeit zusagt. Hat man dies her- 
ausgefunden, so wird manche Kundin dankbar sein für die 
Aufklärung und für die Mühewaltung ihr gegenüber. 


Wenn man nicht entsprechen kann 


Es mangelt an einer Grösse, an einer Warensorte, an 
einer bestimmten Farbe, an den Zutaten. an der gewünsch- 
ten Menge. Wenn dies vorkommt, dann hat die Verkäuferin 
alle Register ihrer Verkaufskunst zu ziehen. Erstens einmal 
um etwas Aehnliches oder die nächste Grösse verkaufen zu 
können, Dies aber niemals mit Ueberredung. sondern nur 
mit dem Einverständnis des Käufers. Eine Hausfrau. die 
eine immer gekaufte Qualität Nudeln will. wird bei deren 
Fehlen sicher eine andere Marke — man kann es hier mit 
der Anpreisung von Co-op probieren — oder die gleiche 
Qualität Hörnli mitnehmen. In einem solchen Falle wird sie 
kaum den Laden olıne Kauf verlassen. Immer soll aber die 
Verkäuferin vorerst ihr Bedauern aussprechen und mit 
freundlichen Anregungen die Enttäuschung überbrücken. Es 
wird in 95 von 100 Fällen an ihr liegen, das Mitglied nicht 
zu verärgern oder sogar abwandern zu lassen. Auch eine 
Gefälligkeit durch sofortige Nachlieferung (Spezialgeschäft ) 
wird einen Verkaufsausfall verhindern können. Hier ist 
immer Takt aın Platze. Co-opticus 


Das Wort „Warum“ 


®= Haben Sie sich schon einmal klar gemacht. dass es um 
das Wort «Warum» etwas ganz Besonderes ist? Wenn nicht. 
wäre es angebracht, sich das einmal zu überlegen! 

Eine Sonderveranstaltung wird aufgezogen. es hat be- 
stimmt nicht an reslloser Erschöpfung aller Reklamemög- 
lichkeiten gefehlt. aber der Umsatz bleibt hinter den Erwar- 
tungen zurück: 

Frage: Warum? 

Eine Kundin verlässt das Geschäft. es gab einen Tippel. 
Abteilungsleiter, Verkäuferinnen. kurz alle gaben sich die 
grösste Mühe. und der Kauf kam trotzdem nicht zustande. 

Frage: Warum? 

Sie erhalten eine Rüge. glauben. dass diese zu Unrecht 
erfolet sei und werden nervös. MParum? 

Sie möchten vorwärts. hochkommen. um jeden Preis. aber 
es gelingt Ihnen nicht, Irotz aller Mühe. die Sie sich geben. 

Frage: Narum? 

Ja. sehen Sie. täglich, man kann sagen fast stündlich. 
wird uns die Frage vorgelest: Warum ist es so und nicht 
anders? Dieses kleine. unscheinbare Wörtchen «Marum» 
ist eine Macht. 

Der Wert dieses Wortes liest darin, jede Sache. jedes Er- 
eignis zu begründen, wenn, ja wenn wir nur selbst es wollen. 
wenn wir selbst einsichtsvoll den Fehlern nachspüren und 


Abänderungen erstreben, (Aus einer Hauszeitung) 


Geschicktes Vorpacken von Käse 


* Nicht nur in Selbstbedienungsläden. sondern auch in 
allen anderen Geschäften hat das Vorpacken besondere Vor- 
teile. Vor allem wird dadurch die Bedienung beschleunigt. 
Es ist zum Beispiel sehr vorteilhaft, im Laden vorgepackte 
Käsesorten zu haben, wobei jedoch zu berücksichtigen ist. 
dass Käse seine Frische bald verliert. Es gibt jedoch prak- 
tische Methoden, mit denen man die vorgepackten Käsestücke 
ziemlich lange frisch halten — manchmal neun bis zehn 
Tage lang — und aufbewahren kann. 

Das Vorpacken von Käse verlangt — wie in «Progressive 
Grocer» näher ausgeführt wird — keine besonderen techni- 
schen Einrichtungen. Das Aufschneiden des Käses soll im- 
mer auf einem reinen, ausschliesslich für diesen Zweck 
bestimmten Holzbrett geschehen. Das Brett sollte nach jeder 
Benützung abgewaschen, und die verschiedenen Sorten soll- 
ten nicht mit dem gleichen Schneidedraht oder Messer und 
nicht auf dem gleichen Holz geschnitten werden. 


Man soll die verschiedenen Käsearten auch in verschiedene 
Formen zerteilen. Runde, dreieckige oder Tortenschnitt- 
Formen sind vorzuziehen. Vor dem Zerschneiden temperiert 
man die Käse auf Ladentemperatur. Die Hülle und Rinde 
der Käse muss man gut abwaschen und mit einer Bürste 
reinigen. Bei der Zerteilung beachte man. dass die Käse- 
schnitten nicht zerfallen. Man schneidet die heikeln Sorten 
— wie Roquefort — mit einem dünnen Draht. Die Messer. 
Schneidedrähte. Holzbretter usw. sollen immer äusserst sau- 
ber und geruchlos sein. Es dürfen nur neue. dauerhafte. 
frische Papiere für das Einpacken benutzt werden. Von 


den billigen Sorten lassen sich grössere Stücke — wie 
ein Pfund — vorpacken. von den besseren und teureren 


hingegen nur kleinere Mengen. Dies wird die dekorative 
Ausstattung erhöhen. Die Kundschaft hat es sehr gerne. 
wenn auf dem vorgepackten Käsestück eine Etikette mit 
Angabe des Gewichtes und des Preises. der Qualität und 
Sorte aufgeklebt ist. 


Tatsächlich vorgekommen 


Mitglied: «Dieses Waschmittel X haben Sie doch auch, 
nicht wahr! Ist es gut?» 

Verkäuferin (zögernd): «Ja. das haben wir auch. Es ist 
ein wenig teuer. Wissen Sie, die Schachtel ist nicht ganz 
aufgefüllt» (schweigt). 

Mitglied: «Haben Sie noch andere Waschmittel?» 

Verkäuferin (denkt nach und sagt zögernd): «Ja. hier...» 
und gibt der Kundin... ein Paket \. 

Die Genossenschaft führt sämtliche Co-op Artikel. Gibt es 
hier noch einen Kommentar? — Nein. aber ein minuten- 
langes Kopfschütteln! H. 


Der Konsum von Gemüse 


* Auf Grund einer Befragung bei Grossverteilerorganisationen. De- 
tailgeschäften und Gaststätten kann festgestellt werden. dass der 
Gemüseverhrauch von 1945 auf 1946 stark zurückfiel. die Kurve sich 
dann aber allmählich verflachte und fast gradlinig verlaufen ist. Der Ge- 
müsekonsumrückzang kann erfreulicherweise nicht als katastrophal he- 
zeichnet werden. Der Verbrauch hält sich auf einer l.inie von etwa 
80 Kilo je Kopf der Bevölkerung. Im Interesse einer Steigerung hält 
die Propagandazentrale für die Erzeugnisse der schweizerischen 
Landwirtschaft wirkungsvolles Reklamematerial. Slogans. Rezeptbüch- 
lein usw. zur Verfügung. Wichtiz ist. dass die Konsumenten vom 
Frühling bis zum Herbst fortlaufend darüher orientiert werden. was 
in der nächsten Zeit jeweils besonders auf den Markt kommt. Schönes, 
einwandjreies Gemüse wird von der Hausfrau immer gekauft. Der 
Gemüseabsatz lässt sich auch fördern. wenn das Ladenpersonal von 
Gemüseläden besonders geschult. das Gemüse auf dem Markt und 
in den Läden noch besser aufgemacht und ausgestellt wird und wenn 
vielleicht gewisse Gemüsearten einzeln oder einheitlich verpackt ver- 
kauft werden. Ängeregt wurde der Versuch. dem Konsumenten mehr 
küchenfertiges Gemüse anzubieten. 


Seien Sie doch so freundlich und sagen Sie mir Ihren Namen. 
Wenn wir mit dem Verkauf dieser Pakete auf dem Boden ange- 


langt sind, werde ich für Sie das Paket beiseitelegen, das er 
wünscht. > The Progressive Grocer 
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Sitzung des Verwaltungsrates des V.S.K. 


Im Anschluss an eine Besichtigung der umgebauten und 
renovierten Seifenfabrik Suter. Moser & Cie. AG. versam- 
melte sich der Verwaltungsrat des V.S.K. am 21. Mai 1919 
in St. Gallen. 

Nach Genehmisung des Protokolls der Sitzung vom 
19. März 1949 behandelte der Verwaltungsrat die zu den 


Nachfrage 


Für Gemischtwarenverkauf Verkäuferin, welche soeben die Lehre mit 


| Arbeitsmarkt 


guter Durchschnittsnate beendet hat, findet zur weiteren Ausbil- 
Jung bei uns feste Anstellung als Ablöserin in allen Filialen, Bei 
guter Eignung Aussicht später für Uebernahme einer Filiale. Ein- 
tritt und Lohn nach Uebereinkunft. Offerten mit Zeugniskopien 


und Photo an Chiffre Z.11. 109 an die Kanzlei 11. Departement. 


Monatsberichten pro März und April 1949 gestellten Inter- 
V.S.K., Basel 2. 


pellationen. Sodann setzte er die definitive Tagesordnung 
der Delegiertenversammlung vom 18. und 19. Juni 1949 in 
Lugano fest und bezeichnete als Vorsitzenden der Dele- 
giertenversammlung Herrn Nationalrat Fr. Rusca. Chiasso. 
Die Tagesordnung wird nun gedruckt und den Vereinen zu- 
gestellt werden. 

Für die Neuwahl des Verwaltungsrates sind für die 25 zu 
besetzenden Sitze 27 Kandidaten aufgestellt worden. $ 31. 
Ahs. 3. der revidierten V.S.K.-Statuten führt dazu aus: 

«Der Verwaltungsrat besteht aus 25 Mitzliedern. Bei der 
Wahl ist Rücksicht zu nehmen auf die wirtschaftliche Be- 
deutung der Kreisverbände und die Bezüge vom V.S.K. 
und den Zweckgenossenschaften durch die ihnen angeschlos- 
senen Vereine. Jeder Kreisverband hat Anspruch darauf, 
durch ein ihm angehörendes Mitzlied im Verwaltungsrat 
vertreten zu sein. Mindestens fünf Mitglieder sollen den 
Verbandsvereinen der französischen und mindestens eines 
den Verbandsvereinen der italienischen Schweiz entnommen 
werden, Mindestens vier Mitglieder sollen dem Verein an- 
gehören. in dessen Wirtschaftsgebiet der Verband seinen 


Angebot 


Junger. tüchtiger, in allen Gebieten selbständiger Bäcker-Konditor, 
sucht Anstellung in Genossenschaftsbetrieb, in dem auch seine 
Braut als Verkäuferin in der Lebensmittelbranche Arbeit finden 
wird. Schr gute Zeugnisse beider Personen stehen zur Verfügung. 
Offerten unter Chiffre J.S. 110 an die Redaktionskanzlei V.S.K,, 
Basel 2. 

Junge, strebsame Verkäuferin sucht auf Anfang Juni Stelle für Le- 
bensmittel und Haushaltartikel: deutsch, französisch und ita- 
lienisch sprechend. Gute Zeugnisse stehen zu Diensten. Offerten 
unter Chiffre R.Z. 114 an die Kanzlei II. Departement, V.S.K,, 
Basel 2. 

Arbeitsfreudiges, seriöses Ehepaar, in den 30er Jahren, der Mann 
als tüchtiger erfahrener Bäcker-Konditor. sucht Vertrauensstellung 
in genossenschaftlichen Betrieb. Evtl. Führung einer kleinen Bäk- 
kerei. Aussicht auf Wohnung erwünscht. Kaution kann geleistet 
werden. Offerten unter Chiffre MH. H. 143 an die Kanzlei Il. De- 
partement, V.S.K.. Bascl 2. 


C INHALT: Seite 
Sitz hat.» R Die schweizerische Genossenschaftsbewegung des Jahres 1948 

Verhandsdirektion und Verwaltungsrat sind der Auffas- im Spiegel der Handelsregistereintragungen Br, 
sune. dass sie nicht zuständie seien. den einzelnen Kreis- Die britische Genossenschaftsbewegung in konservativer Beur- 

verbänden über den statutarischen Mindestanspruch hinaus BEDUnE, Bet: 
& h Sen Do Di KleERE)) > Der rapide Vormarsch des Selbstbedienungssystems in Gross- 

eine bestimmte Anzahl Vertretungen im Verwaltungsrate zu- britannien . . . 329 

zuteilen. sondern dass es Sache der Delegiertenversammlung Ein Brett vor dm Kopf . . . . . 330 

selber sei. durch den Wahlakt die wirtschaftliche Bedeutung Zrfolgreiche Arbeit und Expansion der USEGO Ai ee 

Re erbände zu berücksichtieen Eine Tagung für demokratische Wirtschaft in den USA 33 

jez a> SUSLIBLE Die Reforn der Beriebsführung £ 331 

Nach der Sitzung besichtigte der Verwaltungsrat den Frühjahrskonferenz des Kreises VII 332 

Gutsbetrieb Lindenhof in Pfyn. DiegBewegungsim zlusland . >» . 2.000200. Page 
Konsumgenossenschaftlicher Frauenbund: Gründung von wei- 

teren Frauenvereinen 333 

Vom echten Humor . OR 334 

Das Wort «Warum» "2. 335 

Geschicktes Vorpacken von Käse 335 

Montag, 30. Mai Tatsächlich vorgekommen 335 

Generalversammlung der Arbeitsgemeinschaft der Konsumgenos- Er Aa unt von Gemüse E 

senschaften mit Spezialläden: 10.15 Uhr, Hotel «Löwen:, Schöft- De es Ferwaltungsrates des V.S.K. . 33 

Il ersammlungskalender ee. 336 

Bibliographie 3 R 336 

Aus unserer Bewegung . 336 

Arbeitsmarkt 336 


Bibliographie 


Bauen als Kunst. «Das ideale Heim» * Zwei Landhäuser «vor den 
Toren der Stadt» in altbewährter Backsteinkonstruktion erwiesen sich 
als beglückende künstlerische Leistungen, weil sie aus der Musse und 
nicht der Mechanik gestaltet sind. Weiter sehen wir Gartenabschlüsse 
aus dem modernen Raumempfinden. Holzzäune stehen in Wechsel- 
wirkung mit Anpflanzungen, Drahtgitter werden durch solche ver- 
borgen, Erderhebungen gebieten Halı. 

Das Heft enthält weitere heachtenswerte Beiträge über neuzeitlich 
gestaltete Innenräume, Wandmosaik, kunstgewerbliche Spiegel und an- 


dere mehr. 


Aus unserer Bewegung 


Solothurn. (Mitg.) Bei den Kantonsratswahlen in Solothurn sind 
die Unabhängigen wiederum leer ausgegangen, trotzdem in drei Wahl- 
En n Derendingen, Olten und Solothurn Nationalrat Dutt- 
die Wahlrede unter dem Titel «Trust — Vollbeschäf- 
larin V.S.K. und Konsumgenossenschaften auch 

PR i wurden, ist nichts Besonderes, hat jedoch das 
u Ban 2 a da Politik und Geschäft von den Solo- 


ıhurner Bürgern getrennt behandelt werden. 


WO ISST MAN GUT IN BASEL? 


Pomeranze 


$t.Clara 


versammlungen i 
weiler persönlich 
tigung» hielt. Das: « 
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